Sibylle Hausmanns erläutert das durch die UN-Konvention begründete Recht auf angemessene Vorkehrungen

Sibylle Hausmanns vom Bundesverband Gemeinsam leben - Gemeinsam lernen rief die 200 Teilnehmer des 2.Inklusionssymposiums am 21.4. in Regensburg dazu auf, zusam-men mit anderen Verbänden unsere Forderungen zu stellen, damit wir mit einer Stimme sprechen.

Die Tragweite der UN-Konvention werde von vielen noch nicht erkannt. So ist z.B. jeder Mensch rechts- und geschäftsfähig. Inklusion heißt Nichtdiskriminierung. Als Diskrimi-nierung ist dabei alles anzusehen, was dazu führt, dass Menschen einzeln oder als Gruppe ausgeschlossen bleiben. Dabei muss kein Vorsatz vorliegen. Angemessene Vorkehrungen sind Teil des Diskriminierungsschutzes. Dieser Teil der Konvention entfaltet eine unmittelbare Wirkung, ohne dass dafür Gesetze geändert werden müssen. Was bedeutet dabei "der Einsatz aller verfügbaren Mittel"? Es ist auch eine Qualitätsfrage. Man muss schauen, was wirklich gebraucht wird, es reicht z.B. nicht, nur den MSD in die Regelschule zu schicken. Wer misst an, was angemessen ist? Und was müssen wir wissen, um entscheiden zu können, welche Art von Unterstützung das behinderte Kind braucht? Angemessen sind Vorkehrungen nach der UN-Konvention dann, wenn sie geeignet sind, umwelt- und einstellungsbedingte Barrieren im Einzelfall zu überwinden. Das heißt, es hat wesentlich mit den Umweltbedingungen zu tun. Vorkehrungen sind angemessen, wenn sie nicht mit unzumutbarem Aufwand umsetzbar sind. Der Schutz vor Diskriminierung unterliegt keinem Haushaltsvorbehalt. Barrierefreiheit bedeutet nicht nur Umbau von Gebäude, sondern in der Schule auch:

- Zugang zu Lehr- und Lernmitteln

- Kommunikation

Nicht mal die Förderschule stellen z.B. Lehr- und Lernmittel in ausreichender Anzahl zur Verfügung. Hausmann: "Förderschulen sind nicht mal auf dieser Ebene konventionskon-form." Es kann nicht sein, dass Eltern dem hinterherrennen müssen oder sogar Klagen führen müssen. 

Auch Vereine und Freizeiteinrichtungen müssen gezwungen werden, sich Behinderten zu öffnen, indem die Bezuschussung mit öffentlichen Mitteln davon abhängig gemacht wird. Die derzeitige Zersplitterung der Zuständigkeiten muss überwunden werden. Es muss endlich die große Lösung herbeigeführt werden, dass die Jugendämter für alle Kinder zuständig sind. In Bayern werden die Nachmittagsangebote an den Förderschulen über die Einglie-derungshilfe finanziert, daher sollten die Eltern, die ihr Kind in die Regelschule geben, das persönliche Budget beantragen und damit die notwendige Unterstützung für ihre Kinder auch am Nachmittag finanzieren zu können. 

Zentral wichtig sei auch die Schaffung eines "offenen, inklusiven Arbeitsmarktes":

- freie Wahl des Berufs- und Arbeitsplatzes

- Arbeitnehmerstatus und -rechte

- gleicher Lohn 

Der Grundsatz ambulant vor stationär gelte eigentlich schon länger, werde aber nicht umgesetzt. Hier wurde nun ein richtungsweisendes Urteil vom Bundessozialgericht erzielt von einem Menschen, der in eine Werkstatt eingewiesen werden sollte. Mit der Konvention unvereinbar ist die Zuweisung von Maßnahmen und die Monopolstellung der Werkstätten

Eltern sind als die Sachwalter der Rechte ihrer Kinder gefragt, aber es könne kein Eltern-wahlrecht geben. Betroffene sind auch Experten in eigener Sache.

Sibylle Hausmanns rief die Eltern dazu auf, jetzt aktiv zu werden, sonst wird auch in der nächsten Generation die UN-Konvention noch nicht umgesetzt sein.

